
Frage eines 
Vorstandsmit-
glieds: Muss der 
Verein meine 
Namensände-

rung wegen Heirat zum 
Vereinsregister anmelden?
Tatsächlich ist die Änderung 
des Familiennamens eines in 
das Vereinsregister eingetra-
genen Vorstandsmitglieds eine 
nach § 67 BGB im Interesse 
des Schutzes des Rechtsver-
kehrs und der Aktualität des 
Vereinsregisters eine anmel-
depflichtige Änderung des 
Vorstands (OLG Düsseldorf, 
Beschl. v. 26.08.2020, Az. 3 Wx 
134/20). Die Anmeldung zum 
Vereinsregister muss nach § 77 
S. 2 BGB öffentlich beglaubigt 
sein. Die Beglaubigung erfolgt 
grundsätzlich durch einen No-
tar. 

Problem eines Ver-
eins: Werden bei 
Abstimmungen die 
Enthaltungen mit-
gezählt oder nicht?

Nach § 32 Abs. 1 S. 3 BGB ist 
ein Beschluss der Mitglieder-
versammlung gefasst, wenn er 
die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erhalten hat. Diese 
“einfache Mehrheit” ist er-
reicht, wenn für den Beschluss 
mehr Stimmen abgegeben wer-
den als gegen ihn (KG Berlin, 
Beschl. v. 23.05.2020, Az. 22 W 
61/19). Dabei kommt es nach 
der gesetzlichen Regelung nur 
auf die bei der konkreten Ab-
stimmung abgegebenen Stim-
men an, nicht auf die Zahl der 
anwesenden (stimmberechtig-
ten) Mitglieder. Enthaltungen 
werden nicht mitgezählt, da 
diese gerade keine Stimmab-
gabe darstellen.
Hiervon zu unterscheiden ist 
die „relative“ Stimmenmehr-
heit, bei der es genügt, dass 
eine Abstimmungsalternative 
mehr Stimmen erhält als eine 
der anderen. Soll anstelle der 
einfachen die relative Mehrheit 
maßgebend sein, so bedarf 
dies nach § 40 BGB einer ent-
sprechenden Bestimmung in 
der Satzung. Die dahingehen-
de Regelung muss aus der Sat-
zung klar ersichtlich sein.

Frage vieler Vor-
stände: Müssen 
wir dieses Jahr 
noch eine Mit-
gliederversamm-

lung durchführen?
Bestimmt die Satzung eines 
Vereins, dass zu einem be-
stimmten Zeitpunkt oder in-
nerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes die Abhaltung ei-
ner Mitgliederversammlung 
durchzuführen ist, begründet 
dies nach § 36 BGB eine Ein-
berufungspflicht des für die 
Einberufung zuständigen Ver-
einsorgans. Außerdem ist die 
Mitgliederversammlung eines 
Vereins dann einzuberufen, 
wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert (§ 36 BGB).
Eine Verletzung dieser Einbe-
rufungspflicht ist für das Ein-
berufungsorgan jedoch ohne 
nachteilige Folgen, wenn die 
Mitgliederversammlung ent-
weder aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht 
durchführbar ist oder aber eine 
Abwägung der Interessen des 
Vereins und seiner Mitglieder 
dazu führt, dass die Mitglieder-
versammlung nicht einzuberu-
fen ist.
Soweit die Mitgliederversamm-
lung aufgrund der staatlichen 
Regelungen zur Bekämpfung 
der weiteren Ausbreitung der 
Corona-Pandemie nicht als 
Präsenzveranstaltung durchge-
führt werden darf, kann sie in 
dieser Form auch nicht durch-
geführt werden.
Doch selbst wenn die Versamm-
lung als solche als Präsenzver-
anstaltung rechtlich erlaubt 

wäre, muss berücksichtigt 
werden, dass an der Mitglie-
derversammlung wirklich jedes 
Vereinsmitglied teilnahmebe-
rechtigt ist, gleichgültig, ob 
es voll- oder minderjährig ist, 
ob es Stimmrecht besitzt oder 
nicht (Reichert, Vereins- und 
Verbandsrecht, 14. Aufl. 2018, 
Rn. 1383). Derzeit müssen im 
Saarland nach § 6 Abs. 3 VO-CP 
die Veranstalter dafür sorgen, 
dass der Mindestabstand von 
1,5 m bei allen Veranstaltungen 
und Zusammenkünften ein-
gehalten wird. Deshalb muss 
ein ausreichend großer Ver-
sammlungsraum zur Verfügung 
stehen, in dem alle Mitglieder 
Platz finden und in dem die 
Abhaltung der Versammlung in 
angemessener Weise möglich 
ist.
Außerdem besteht zwischen je-
dem Verein und seinen Mitglie-
dern eine Treuebindung. Sie 
erzeugt für den Verein Rück-
sichtnahmepflichten in Bezug 
auf die schützenswerten Be-
lange der Mitglieder (Reichert, 
Vereins- und Verbandsrecht, 
14. Aufl. 2018, Rn. 2-906). Si-
cherlich ist die Gesundheit ei-
nes Mitglieds bzw. eines von 
einem Mitglied zur Mitglieder-
versammlung entsandten De-
legierten ein solch schützens-
werter Belang. Demnach kann 
die Mitgliederversammlung 
als Präsenzveranstaltung auch 
dann nicht angebracht sein, 
wenn die Zusammensetzung 
des Mitgliederkreises des Ver-
eins aufgrund der Rücksicht-
nahmepflichten des Vereins 
dazu führt, dass diese zum 
Schutz der Mitglieder zu unter-
lassen ist. Das kann nur im Ein-
zelfall geprüft und entschieden 
werden.
Dass während der CO-
VID-19-Pandemie die Abhal-
tung von Präsenzversammlun-
gen wegen der vorstehenden 
Ausführungen vielfach nicht 
möglich ist, rechtfertigt allei-
ne nicht, die Mitgliederver-
sammlung ganz entfallen zu 
lassen. Denn der Gesetzgeber 
in § 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
Maßnahmen im Geschäfts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftung- und Wohnungseigen-
tumsrecht zur Bekämpfung 
der Auswirkungen der CO-
VID-19-Pandemie (COVMG) die 
Möglichkeit geschaffen, vir-
tuelle Mitgliederversammlun-
gen durchzuführen bzw. nicht 
anwesende Personen einer 
Präsenzversammlung „virtuell” 
zuzuschalten.
Es ist offenkundig, dass je nach 
konkreter Zusammensetzung 
des Mitgliederkreises die Aus-
stattung der einzelnen Mitglie-
der mit technischen Mitteln zu 
einer möglichen Teilnahme an 
der virtuellen Mitgliederver-
sammlung oder zur virtuellen 
Teilnahme an einer Präsenz-
veranstaltung unterschiedlich 
stark sein kann. Teilnahmebe-
rechtigt an der Mitgliederver-
sammlung ist, wie ich oben be-
reits dargestellte habe, jedes 
Vereinsmitglied, gleichgültig, 
ob es Stimmrecht besitzt oder 
nicht. Das muss vom Vorstand 
bei der Entscheidung über die 
virtuelle Mitgliederversamm-
lung berücksichtigt werden.
Ist die Durchführung einer vir-
tuellen Mitgliederversammlung 
nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich, ist eine 
Aussetzung der Einberufungs-
pflicht denkbar (Münchener 
Kommentar zum BGB/Leusch-
ner, 1. Auflage 2020, COVMG § 
5 Rn. 20).
Die Aussetzung der Einberu-
fungspflicht ist nach den vor-
stehenden Ausführungen also 
nur auf Grundlage einer umfas-
senden Prüfung der konkreten 
Gegebenheiten des einzelnen 
Vereins und unter Abwägung 
der Interessen des Vereins und 
der Mitglieder möglich.

Haben auch Sie Fragen an unseren Vereinsrechts-Experten Patrick Nessler, dann 
schicken Sie uns ihre Frage per E-Mail an rechtsexperte@gmlr.saarland. Aus 
allen Einsendungen wird Rechtsanwalt Nessler in der nächsten Ausgabe unserer 
SaarZeitung wieder drei Fragen kompetent beantworten.
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Unser Vereinsrechts-Experte Patrick R. Nessler
Rechtsanwalt Patrick R. Nessler ist bundesweit auf den Gebie-
ten des Vereins-, Verbands- und Gemeinnützigkeitsrechts sowie 
des Kleingartenrechts und des Datenschutzrechts für Vereine 
und Verbände tätig. Darüber hinaus ist er u.a. Dozent für Sport- 
und Vereinsrecht an der Deutschen Hochschule für Prävention 
und Gesundheitsmanagement, Dozent für Datenschutzrecht an 
der Führungsakademie des DOSB, Justiziar des Landessportver-
bandes für das Saarland, Fachexperte „Recht“ der Landesar-
beitsgemeinschaft Pro Ehrenamt e.V. und gehört der Arbeitsgruppe Recht sowie 
dem wissenschaftlichen Beirat des Bundesverbandes Deutscher Gartenfreunde 
e.V. an.


